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1. Vorbemerkung

„Löhne und Sozialleistungen runter, dann gibt es neue Arbeitsplätze“, so lautet der Schlachtruf, mit dem Unternehmer, Politiker und Gewerkschaftsfunktionäre immer wieder den Arbeitnehmern entgegentreten.

Dabei wird den Arbeitnehmern ständig das Jobwunder anderer Länder vorgehalten. Nur wenn sie bereit wären - wie die Arbeitnehmer in den USA, Niederlanden oder Dänemark - zu absoluter Flexibilisierung der Arbeitszeit, zu Lohnsenkungen und dem Verzicht auf sonstige Schutzbestimmungen und Sozialleistungen, könnten sie ihren Arbeitsplatz erhalten oder einen neuen bekommen.

Der wirtschaftliche Diskurs führt auch  in Deutschland zur Auseinandersetzung mit dem niederländischen „Polder-Modell“. Staunend, aber auch etwas irritiert, nimmt man den Erfolgskurs der Niederlande wahr: Innerhalb von 10 Jahren konnte das Land der Tulpen die Ausgaben im Sozialbereich um 15 Prozent senken, das Finanzdefizit wurde von 9,5 auf 3 Prozent reduziert und die ehemals hohe Arbeitslosenquote konnte von knapp 10 auf rund 4 Prozent gesenkt werden.

Noch in den achtziger Jahren war die Arbeitslosenquote in den Niederlanden eine der höchsten in der Europäischen Gemeinschaft und diejenige Deutschlands eine der niedrigsten. Heute ist es umgekehrt.

Diese Hausarbeit soll die wirtschaftliche Entwicklung der letzten Jahre in den Niederlanden aufzeigen sowie die Grundzüge des Beschäftigungs- und Sozialsystems inkl. der Arbeitsmarktpolitik beschreiben. 

Ein Vergleich mit den Niederlanden als eines der beschäftigungspolitisch erfolgreichsten Länder ist aufgrund der ähnlichen institutionellen Strukturen wie z.B. den Gewerkschaften und des ausgebauten Sozialstaates möglich und soll somit aus diesen Anregungen abgeleitet werden.

2. Die Niederlande in Zahlen

Abbildung 1:

           Statistische Daten

Stand Ende ´97:

Einwohner
15,6 Millionen

Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter

(15-64 Jahre)
10,5 Millionen

Erwerbspersonen (>12 Wochenstd.)

6,8 Millionen (64,7%)

Erwerbstätige
6,4 Millionen

Arbeitslose (Stand 12/98)
349.000 

(Quelle: Arbeid, Lonen en sociale Zekerheid, 1998)

2.1.  Arbeitslosigkeit

Abbildung 2:
Niederländische Arbeitslosenquote (standardisiert) 
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(Quelle: Internationales Beschäftigungsranking 1998, S. 210)

Von 1980 bis Anfang der neunziger Jahre war die Arbeitslosigkeit in den Niederlanden ständig höher als in Deutschland. 

Wie die Abbildung 2 zeigt, verringerte sich die Arbeitslosenquote seit ihrem Höhepunkt zu Beginn der achtziger Jahre mit knapp 10 Prozent auf nunmehr 4,0 Prozent in 1998. Abgesehen von einem leichten Anstieg 1993/94 lief dieser Prozeß stetig ab.
 

Dies ist um so bemerkenswerter, als gleichzeitig das Arbeitsangebot in den Niederlanden zwischen 1983 und 1997 mit jährlich durchschnittlich rund 1,8 Prozent Zuwachs im westeuropäischen Vergleich am stärksten zunahm.

Dies ist insbesondere auf die Zunahme der erwerbsfähigen Bevölkerung und die Expansion der Erwerbsquoten – vor allem der Frauen – zurückzuführen. (vgl. W & P News, 1998)

2.2. Erwerbstätigkeit

Die Erwerbsquote stieg seit dem Abkommen von Wassenaar bis 1996 kontinuierlich an, während sie in den übrigen EU-Staaten gesunken ist. In 1996 befand sich die Erwerbsquote in den Niederlanden mit rund 66 Prozent sieben Prozentpunkte über dem europäischen Durchschnitt, 1983 lag sie noch sieben Prozentpunkte unter dem Wert der Europäischen Union.

Abbildung 3:

Erwerbsquote nach Geschlecht (%)
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Aus Abbildung 3 wird ersichtlich, daß die Erwerbsquote der Männer sowie der Frauen seit Anfang der achtziger Jahre zugenommen hat. Noch zu Beginn der achtziger Jahre war die Frauenerwerbstätigkeit traditionell gering. 

Insbesondere die Erwerbsbeteiligung der Frauen konnte deutlich ausgeweitet werden, was wohl hauptsächlich auf das gestiegene Angebot an Teilzeitarbeitsstellen zurückzuführen ist. 

Aufgrund der Zunahme der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter und der Ausweitung der Erwerbsquote ist die Beschäftigung zwischen 1983 und 1993 jahresdurchschnittlich um 1,8 Prozent - und damit mehr als in jedem anderen Land der Europäischen Union – gestiegen. (vgl. FAZ vom 23.01.98, S. 16)

3. Das niederländische System der sozialen Sicherung:

Das niederländische System der sozialen Sicherung lehnt sich, insbesondere bis kurz nach dem 2. Weltkrieg,  stark an das Modell Deutschlands und Großbritanniens an. 

Anfang der fünfziger Jahre begann in den Niederlanden der rasante Ausbau der sozialen Sicherung.

Heute werden alle Niederländer im Falle von Krankheit, Arbeitslosigkeit oder Alter von einem ausgefeilten Sozialsystem aufgefangen.

Anfang der 70er Jahre florierte die niederländische Wirtschaft und der Staat befand sich in einer äußerst günstigen Finanzsituation. Jedoch geriet auch die niederländische Wirtschaft im Zuge der westeuropäischen De-Industrialisierung in Strukturprobleme. Mit der Zeit jedoch wurde der niederländische Sozialstaat zu einem nicht mehr zu finanzierenden Kostenfaktor. (vgl. Freytag, 1997)

Seit Anfang der 80er Jahre ist das niederländische Sozialsystem somit reformiert worden. Die Reformen zielten alle auf eine Aussage: Alle Leistungen sind nur vorübergehender Natur. Die Sanktionen und Überwachungsmöglichkeiten wurden ausgeweitet und verschärft. Auch wenn das monetäre Niveau  der Grundabsicherung in den Niederlanden gesunken ist, ist das Prinzip der solidarischen Grundabsicherung beibehalten worden. (vgl. MittAB 2/98, S. 305)

Es fand eine gewisse Verlagerung staatlicher Verantwortlichkeit für die soziale Sicherheit in den privaten Bereich statt.

Von 1985 bis 1997  konnten die Sozialleistungen so von 19,5 Prozent auf 16,2 Prozent des BIP gesenkt werden.

Die Voraussetzungen für den Bezug von Arbeitslosengeld wurden verschlechtert und seine Höhe von 80 Prozent auf nunmehr 70 Prozent gesenkt und liegt damit jedoch weiterhin über dem in Deutschland üblichen Niveau. (vgl. Glott, 1998)

4. Das Abkommen von Wassenaar

Wie eingangs erwähnt, war noch in den 80er Jahren die Arbeitslosenquote in den Niederlanden eine der höchsten in der Europäischen Gemeinschaft. Nach den beiden Rezessionen von 1974/75 und 1980/81
 war das Wirtschaftswachstum nahezu zum Stillstand gekommen, die Arbeitslosigkeit stieg auf etwa 11 Prozent. Hinzu kam eine mangelnde Haushaltsdisziplin, so daß Steuern und Ausgaben erhöht werden mußten. 

Die Steuerbelastung erreichte Spitzenwerte von 72 Prozent und die Staatsausgaben lagen seinerzeit bei 60 Prozent des BIP, wozu die steigende Arbeitslosigkeit sowie die Zunahme der Invaliditätsfälle (siehe Punkt 5.3.1.) beigetragen hatte. 

Das laufende Defizit der öffentlichen Haushalte stieg Anfang der 80er Jahre auf knapp 7 Prozent; die Staatsverschuldung pro Kopf übertraf das deutsche Schuldenkonto um das Vierfache. (vgl. MittAB 2/98, S. 300)

Die Regierung versuchte mit keynesianischer Konjunkturpolitik die Schwierigkeiten aufzuhalten. Sie versuchte mit Subventionen und anderen Stützungsmaßnahmen bedrohte Arbeitsplätze in Unternehmen oder ganzen Wirtschaftszweigen zu erhalten.

Die Rezession Anfang der achtziger war jedoch nicht mehr abzuwenden. Die Erwerbsbeteiligung sank 1983 innerhalb von 2 Jahren um 5,7 Prozent, die Gewinne der Unternehmen gingen rapide zurück. Es bestand dringender Handlungsbedarf.

Vor diesem Hintergrund fand unter der Regierung des Ministerpräsidenten Lubbers eine Reorientierung der Wirtschafts- und Sozialpolitik statt. (vgl. Kontraste Nr. 108, 1997)

1982 schlossen die in der „Stichting van de Arbeid“
 vertretenen Sozialpart-nerInnen
 im niederländischen Küstenort Wassenaar eine Vereinbarung , die der Beschäftigung Vorrang vor Einkommenszuwächsen einräumte sowie eine Arbeitszeitverkürzung um 5 Prozent vorsah. 

Diese sogenannte „Wassenaar-Vereinbarung“ („akkoord van 1982“) wird seither als Grundlage des gegenwärtigen niederländischen sozio-ökonomischen Modells betrachtet.

Der Pakt beinhaltete die Verpflichtung zu moderaten Lohnforderungen seitens der Gewerkschaften, das Versprechen der Arbeitgeber, mehr Teilzeitarbeitsplätze zu schaffen und die Absicht der Regierung, die aktive Beschäftigungspolitik zu intensivieren.
Zeitgleich mit dem Abkommen von Wassenaar führte der damalige amtierende Ministerpräsident Lubbers eine umfassende Strukturreform durch, die im wesentlichen drei Elemente beinhaltete:

· die Konsolidierung der öffentlichen Finanzen,

· die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit niederländischer Unternehmen durch Steuer- und Abgabensenkung und eine

· Beschäftigungsförderung

Die Regierung orientierte sich von der keynesianischen hin zu einer angebotsorientierten, aber sozialpolitisch abgefederten Wirtschaftspolitik und verfolgt 

neben dem Abbau der Arbeitslosigkeit Ziele wie Geldwertstabilität
 und Eindämmung des Staatsdefizits durch Senkung der Bruttoausgaben
. 

Im Gegensatz zur bis dato betriebenen Subventionspolitik stand nunmehr die technologische Erneuerung; Förderung der Forschung sowie Schaffung von Innovationszentren im Vordergrund. (vgl. MittAB 2/98, S. 300)

5. Das Erfolgsrezept der Niederlande / Maßnahmen

Durch politischen Mut, auch zunächst unpopuläre Entscheidungen zu treffen, die Weitsicht der Tarifparteien und durch das daraus resultierende veränderte Denken innerhalb der niederländischen Gesellschaft ist es gelungen, das niederländische Wirtschafts- und Sozialsystem grundlegend zu verändern.

Auf verschiedene Weise versuchte man mit dem „Abkommen von Wassenaar“ und einer eingeleiteten Strukturreform des Kabinetts Lubbers, die Wettbewerbsfähigkeit der niederländischen Wirtschaft wieder zu stärken.

5.1. Der niederländische Korporatismus

Das besondere am niederländischen Liberalisierungsmodell ist der gesellschaftliche Konsens, auf dem es beruht. 

Durch wechselseitige Organisationsbeziehungen zwischen der Regierung, der politischen Verwaltung und den Arbeitgeberverbänden sowie den Gewerkschaften werden Interessengruppen an der Politik beteiligt.

So hebt der Präsident des niederländischen Metallarbeitgeberverbandes in einem Interview mit dem Handelsblatt hervor, daß die Reformen vor allem 

durch ´het overlegmodel´
 hätten durchgesetzt werden können, das in den Niederlanden eine besondere Tradition habe. Das System des ´permanenten 

Dialogs´, der auch zwischen Politik und Sozialpartnern institutionalisiert sei, habe sich bewährt“ (Schuster, 1997)

Der Konsens wird von allen Gruppen als zielgerichtete Strategie für mehr Beschäftigung und Wachstum mitgetragen. Dies wurde auch nach dem Regierungswechsel 1994 durch Ministerpräsident Kok bestätigt. Dort, wo der Arbeitsmarktmechanismus nicht funktioniert, greift der Staat weiterhin ein.

5.2. Das Beschäftigungssystem

Die niederländischen Reformen hatten massive Auswirkungen auf das Beschäftigungssystem. Im folgenden soll aufgezeigt werden, wie sich der Lohnfindungsprozeß gestaltet und welche Lösungsansätze gefunden wurden.

5.2.1. Institutionen des Lohnfindungsprozesses

· Stiftung Arbeit

Die in Punkt 5.1. beschriebene Kooperation von Arbeitnehmern und Arbeitgebern hat in der „Stichting van de Arbeid“ und dem „Sociaal Economische Raad„
 feste Institutionen.

Die Gespräche bezüglich der Lohnverhandlungen finden bereits vor den eigentlichen Tarifverhandlungen in einem Gremium mit dem Namen „Stiftung Arbeit“  (STAR) statt. Es handelt sich dabei um eine private Stiftung mit Vertretern von Gewerkschaften und Arbeitgebern. 

Regierung und die „Stiftung Arbeit“ konferieren halbjährlich – im Frühjahr zu Beginn der Budgetkonsultationen für das folgende Geschäftsjahr sowie im Herbst vor den Lohnverhandlungen – über die sozialökonomische Situation und die Lohn- und Beschäftigungsentwicklung. Im Rahmen der Gespräche werden nationale Vereinbarungen zu spezifischen Fragen der Arbeitsmarktpolitik getroffen. 

Sind die Verhandlungen erfolgreich, wird ein sogenannter „Centraal Akkoord“ (CA) geschlossen. Der CA ist die Grundlage für die Tarifverhandlungen, welche erst jetzt dezentral für jeden Wirtschaftszweig beginnen.

Zentrale Vereinbarungen und Lohnabsprachen haben mitgeholfen, die jährlichen Zielvorgaben festzulegen. (vgl. MittAB 2/98, S. 300)

· Gewerkschaften

Die Mehrheit der niederländischen Erwerbstätigen ist nicht gewerkschaftlich organisiert. Anfang der achtziger Jahre verzeichneten die Gewerkschaften einen massiven Mitgliederrückgang, verursacht durch die damals steigende Arbeitslosigkeit sowie die Zunahme der Teilzeitarbeit. 

Die Gewerkschaften konnten die geplanten sozialen Einschnitte aufgrund des Abkommens von Wassenaar und der Strukturreform des Kabinetts Lubbers nicht abwenden. Aufgrund der hohen Arbeitslosenquote mußten sie erhebliche Eingeständnisse machen. Der Organisationsgrad sank von 34 Prozent in 1980 auf 24 Prozent in 1990, nimmt jedoch seither wieder zu. 1995 waren 29 Prozent der Erwerbstätigen gewerkschaftlich organisiert. (vgl. MISEP 1997, S. 35)

Aufgrund der konsensorientierten Grundhaltung der niederländischen Gesellschaft ist die Streikhäufigkeit traditionell nicht stark ausgeprägt. 

Vielmehr bemühen sich die Gewerkschaften um ständige Anpassung an veränderte Rahmenbedingungen, spielen eher eine schlichtende Rolle und setzen lediglich auf einen Mindestschutz für die Arbeitnehmer.

5.2.2. Der Lohnfindungsprozeß

Als zentraler Punkt der Wassenaar-Vereinbarung ist die niederländische Einkommenspolitik ein wichtiger Bestandteil des stabilitätspolitischen Kurses der Regierung.  Die Lohnzurückhaltung wird von Experten als „Hollands wichtigste Waffe im internationalen Wettbewerb“ angesehen. 

Die Lohnzurückhaltung gilt als primäre gewerkschaftliche Strategie, Investitionen und Arbeitsplätze zu fördern. Das Zentrale Planungsbüro
 geht davon aus, daß hieraus in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre zwei Drittel des Beschäftigungswachstums resultieren.

Die Tarifparteien erkannten während Zeiten steigender Arbeitslosenzahlen, daß die Profitabilität der niederländischen Industrie eine unabdingbare Voraussetzung für wirtschaftliche Erholung und Wettbewerbsfähigkeit und damit für Beschäftigungswachstum sei. Wegen der schwachen Finanzlage der Betriebe sollte eine bessere Verteilung der Arbeitsplätze nicht zu einer Kostensteigerung für die UnternehmerInnen führen. (vgl. MittAB 2/98, S. 300)

Ende 1997 haben sich die Tarifvertragsparteien in einem neuen Manteltarifvertrag auf einen Anstieg des realen Arbeitslohnes zzgl. Inflationsausgleich bis 2002 um jährlich etwa 1,5 Prozent geeinigt. Jedoch sind in Branchen, in denen Arbeitskräftemangel herrscht, auch höhere Lohnabschlüsse erlaubt.

Liegen wirtschaftliche Gründe vor, greift die Regierung durch einen Lohnstopp in die Lohnentwicklung ein. Wie z.B. 1993, als die Wettbewerbsfähigkeit der niederländischen Wirtschaft gefährdet war; 1994 verhängte die Regierung 

einen Lohnstopp. Ziel ist ein im internationalen Vergleich niedriger Faktor Arbeit.

Durch ein System gesetzlich festgelegter Mindestlöhne sowie das Eingreifen in die Lohnentwicklung partizipiert sie am Lohnfindungsprozeß. 

5.2.3. Lohnpolitik

Die positive Wende ist nach Meinung führender Ökonomen in erster Linie auf die Entwicklung der Löhne zurückzuführen. In der „Wassenaar-Vereinbarung“ wurde der Beschäftigung Vorrang vor Einkommenszuwächsen eingeräumt.

Für die vom internationalen Handel geprägte niederländische Volkswirtschaft  – mit einem Außenbeitrag von über 50 Prozent - war die Lohnzurückhaltung notwendig, um auf dem Weltmarkt wettbewerbsfähig zu bleiben.  

Dies hatte massive Auswirkungen auf die Lohnentwicklung. So sind die Reallöhne in der Industrie von 1982 bis 1997 nur um 5 Prozent gestiegen, während diese in Deutschland um 40 Prozent zulegten. (vgl. MittAB 2/98, S. 300)

Durch moderate Lohnforderungen im Marktsektor sowie infolge der – unter starken Protesten von Beamten und Leistungsempfängern – durchgeführten 

Senkung und Einfrierung der Beamtengehälter und Sozialleistungen um 3 Prozent wurden die Lohnkosten im Vergleich zu dem konkurrierenden Ausland ab dem Jahre 1983 gesenkt. 

Diese Politik der Lohnzurückhaltung trug zu sinkenden realen Wechselkursen bei und löste somit positive außenwirtschaftliche Effekte aus.

Abbildung 4:
        Arbeitslohnentwicklung von 1964-1996

[image: image4.wmf]0

2

4

6

8

10

12

1980

1982

1984

1986

1988

1990

1992

1994

1996

1997

1998

Jahr

Prozent

Niederlande

Deutschland



(durchschnittliche jährliche Veränderungen in %)

(Quelle: Visser 1998, S. 137)

Aufgrund der maßvollen Lohnforderungen stiegen die Tariflöhne von 1982 bis 1997 insgesamt um 29,5 Prozent bzw. weniger als 2 Prozent pro Jahr. Und das, während der Verbraucherpreisindex in diesem Zeitraum um gut 30 Prozent gestiegen ist.

Durch die Politik der Lohnzurückhaltung wurden die Lohnkosten auf ein konstantes Niveau gehalten und somit im internationalen Vergleich gesenkt, so daß 

die wirtschaftliche Situation der Unternehmen verbessert und damit deren Investitionsfreudigkeit angeregt werden konnte. Heute liegen die Lohnkosten in den Niederlanden um rund 20 Prozent unter dem deutschen Niveau. Die moderaten Lohnsteigerungen in Verbindung mit der Senkung der Sozialabgaben und Steuern haben dazu beigetragen, daß die Lohnstückkosten in der Industrie in den vergangenen 15 Jahren ungefähr gleich geblieben sind. Zum Vergleich: Die Arbeitskosten je Produkteinheit stiegen in Deutschland in diesem Zeitraum durchschnittlich um 2,5 Prozent pro Jahr. (vgl. Empel, 1997)

Durch die aus den moderaten Lohnerhöhungen resultierende günstige Entwicklung der Lohnstückkosten konnte die Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt verbessert und die  Nettoexporte gesteigert werden. Somit konnten Arbeitsplätze erhalten und geschaffen werden. (vgl. Visser 1998, S. 35)

Wegen der schwachen Finanzlage der Betriebe sollte eine bessere Verteilung der Arbeitsplätze nicht zu einer Kostensteigerung für die UnternehmerInnen führen. So zog die Lohnmäßigung zwei politische Tauschgeschäfte hinter sich: 

· Zum einen wurde die Lohnzurückhaltung durch eine moderate Verringerung der wöchentlichen und der Jahresarbeitszeit eingetauscht. Jedoch hat diese Umverteilung der Arbeit durch die Verringerung der Arbeitszeit weniger Anteil am Beschäftigungserfolg, viel bedeutender war die Zunahme der Beschäftigung durch die Schaffung von Teilzeitarbeitsplätzen (siehe Punkt 5.5.2.). 

· Das zweite Tauschgeschäft bestand darin, Einkommenseinbußen bei der Bevölkerung durch niedrigere Steuern und Sozialversicherungsbeiträge zu kompensieren. Der Anfang der Dezentralisierung der Lohnentwicklung war somit gemacht. (vgl. Visser 1998, S. 33)

5.2.4. Mindestlöhne

Auf Grundlage des Gesetzes über Mindestlohn und Mindesturlaubsgeld von 1968 haben Arbeitnehmer
 Anspruch auf einen Mindestlohn mit Urlaubsgeldanspruch in Höhe des Existenzminimums. Für Teilzeitangestellte  sowie Jugendliche ist der Anspruch anteilig bzw. altersabhängig
 gestaffelt.

Mindestlöhne werden als notwendig angesehen, um unqualifizierten Arbeitnehmern und Langzeitarbeitslosen den Zugang zum Arbeitsmarkt offenzuhalten.

Der gesetzliche Mindestlohn ist insofern von erheblicher Bedeutung, als daß sowohl die Entwicklung der Arbeitslosenunterstützung sowie die der Sozialhilfe an ihn gekoppelt ist. Aufgrund eines Abstandsgebots beeinflußt er auch die 

untersten Tariflohngruppen (siehe Punkt 5.2.5.), da diese immer einen gewissen Abstand zum gesetzlichen Mindestlohn halten müssen.

Prinzipiell soll der Mindestlohn entsprechend den Tariferhöhungen angepaßt werden. Tatsächlich wurde er in den letzten Jahren jedoch nicht angepaßt. Ausgesetzt wurde die Anpassung immer, wenn entweder die Tariflöhne zu stark stiegen oder die Zahl der Bezieher von Lohnersatzleistungen übermäßig zunahm. So nahmen die Tariflöhne während des Zeitraums von 1986 bis 1995 

um jährlich durchschnittlich 2,1 Prozent  zu, die Mindestlöhne stiegen im selben Zeitraum nur um 0,9 Prozent jährlich. 

Im internationalen Vergleich ist der niederländische Mindestlohn jedoch immer noch als relativ hoch anzusehen. Er beträgt in den USA nur 40 Prozent des Durchschnittsverdienstes, in den Niederlanden hingegen etwa die Hälfte
. (vgl. MittAB 2/98, S. 301)

5.2.5. Lohndifferenzierung

Kernziel der Wirtschafts- und Sozialpolitik der niederländischen Regierung ist die Schaffung neuer Arbeitsplätze und der Abbau der Jugend- sowie der Langzeitarbeitslosigkeit. Sie fordert von Wirtschaft und Gewerkschaften die vereinbarte Anwendung der Niedriglohntarife, welche sich in der Gegend des gesetzlichen Mindestlohns befinden. Hierdurch sollen niedrigbezahlte Arbeitsplätze für Ungelernte erhalten bzw. geschaffen werden. Die Regierung behilft sich dazu eines „Druckmittels“: Halten sich die Tarifvertragsparteien nicht an diese Vereinbarung, droht sie damit, Vereinbarungen für nicht organisierte Unternehmen nicht mehr für allgemeinverbindlich zu erklären.

Als Ziel hat man sich vorgenommen, diese untersten Lohngruppen so nah wie möglich an den Mindestlohn heranzuführen. Betrachtet man die aktuellen Tarifverträge, erkennt man, daß dies in den letzten Jahren auch umgesetzt worden ist.
Im Rahmen des Gesetzes zur Reduzierung von Steuern und Sozialbeiträgen hat die niederländische Regierung einen Anreiz für die Einstellung von Langzeitarbeitslosen geschaffen. Arbeitgeber, die Niedrigverdiener
 oder Langzeitarbeitslose einstellen, wird es ermöglicht, die Beiträge zur Sozialversicherung um 23 bzw. 93 Prozent zu reduzieren sowie eine Steuererleichterung eingeräumt. (vgl. Visser 1998, S. 36)

5.3. Haushaltskonsolidierung über den Sozialabbau

Das Sozialbudget der Niederlande ist eines der höchsten in der ganzen Welt, so daß die Regierung an eine Eindämmung des Anstiegs der aus Steuern und Beiträgen finanzierten Sozialausgaben interessiert ist. 

Denn ein Anstieg bedeutet zwangsläufig einen Anstieg der Lohnstückkosten und bringt die stark international orientierte Wirtschaft der Niederlande in Gefahr. 

Zu Beginn der 90er Jahre flossen mehr als 47 Prozent des Sozialprodukts in Form von Steuern und Sozialabgaben an öffentliche Haushalte und Sozialversicherungen, in Deutschland waren es 1994 33,4 Prozent. (vgl. Datenreport 1997, S. 203)

Somit begannen die Niederlande 1983 mit dem Einfrieren der Sozialleistungen und mit der Reform der Arbeitslosenversicherung 1987. Durch Einsparungen beim Sozialsystem konnten Einkommenseinbußen bei der Bevölkerung durch niedrigere Sozialversicherungsbeiträge sowie Steuern kompensiert werden. Zahlreiche Sozialleistungen wurden von 80 auf 70 Prozent des letzten Gehalts gekürzt.

1994 legte Premier Kok einen Vierjahresplan für Steuer- und Abgabensenkungen vor, welcher bereits innerhalb von zwei Jahren umgesetzt wurde. 

Aufgrund der durch die Haushaltskonsolidierung erheblich verbesserten Haushaltslage konnte die Regierung 1997 kurzfristig Steuererleichterungen zur „Förderung von Kaufkraft und Beschäftigung“ beschließen, dabei wurden die Bürger um etwa 3 Milliarden DM entlastet. (vgl. SPW Nr. 97/1997)

Ihren Höhepunkt erlebte die Reform des Sozialsystems Anfang der neunziger Jahre mit der Überarbeitung des Frühverrentungssystems (siehe Punkt 5.3.1.) sowie der Krankschreibung. 

Durch eine Reihe von Änderungen im Sozialsystem –Verschärfung der Kriterien für den Erhalt vor allem der Erwerbsunfähigkeitsrente, sowie für zahlreiche andere Sozialleistungen – sind zugleich Selbstverantwortung und Leistungsbereitschaft gefördert und die Abgabenlast gemildert worden.

5.3.1. Erwerbsunfähigkeit

„Die Niederlande sind krank“, teilte Ministerpräsident Lubbers 1990 mit. Die Zahl der Erwerbsunfähigen drohte auf 1 Million Personen, und damit einem Sechstel aller Erwerbstätigen, zu steigen.

Ende der siebziger Jahre wurden in großem Umfang ältere Menschen und Geringqualifizierte entlassen. Es wurde versucht, das soziale Elend der Betroffenen über „günstige Regelungen“ - wie z.B. Arbeitsunfähigkeitsregelungen – zu mildern. Die Niederländer betrieben so lange Zeit eine kostspielige Frühverrentungspolitik und eine überaus großzügige Invaliditätsregelung, so daß diese „Ausgänge“ mit der Zeit sehr populär wurden und somit ein bedeutender Grund für die bis dato niedrige Erwerbsbeteiligung sind. So sank z.B. die Erwerbsquote der Männer zwischen 60 und 65 Jahren zwischen 1973 und 1991 von 70 auf nur noch 22 Prozent. 1980 waren im Vergleich zu 1970 doppelt soviele Arbeitslose, Kranke und Invalide gemeldet.

Lubbers´ Kabinett beschloß ein Bündel an Maßnahmen, welche die Beantragung von Erwerbsunfähigkeit und Krankschreibung eindämmen sollten. 

Die Arbeitsunfähigkeitsversicherung
 mußte aufgrund der kostspieligen Erwerbsunfähigkeitspolitik dringend reformiert werden. Fast jeder sechste Arbeitnehmer war erwerbsunfähig. Strengere Voraussetzungen sowie der Entzug bzw. Kürzung finanzieller Leistungen sorgten für einen Schrei der Entrüstung im ganzen Land und führten zu den größten Demonstrationen seit Kriegsende. Der damalige Finanzminister und frühere Gewerkschaftsboß Wim Kok setzte sich jedoch bei einer Vertrauensfrage auf einem Sonderparteitag durch.  Aufgrund dieser durchgesetzten drastischen Einschnitte im sozialen System erlitten die Christdemokraten jedoch unter ihrem Premier Lubbers herbe Verluste, so daß 1994 die Sozialdemokraten mit Wim Kok an die Macht kamen.

Um die Wirksamkeit der Maßnahmen zu gewährleisten findet heute alle fünf Jahre eine Einzelfallprüfung statt, bei der die Gesundheit und die Zumutbarkeit von Arbeit überprüft wird.

Seit Inkrafttreten des neuen Gesetzes ist die Anzahl der Unterstützungsempfänger langsam aber stetig zurückgegangen, so daß mittlerweile wieder jeder vierte der früheren Erwerbsunfähigen in Arbeit ist.

Mittlerweile wurde ein neues Gesetz verabschiedet. Seit Anfang 1998 sind die Arbeitnehmer von den Beiträgen zur Arbeitsunfähigkeitsversicherung befreit. Die Unternehmen müssen die Beiträge alleine aufbringen, gestaffelt nach dem Invaliditätsrisiko. Dies soll die Unternehmen anreizen für gute Arbeitsbedingungen zu sorgen.

Insgesamt läßt sich sagen, das die Einschnitte im sozialen System lediglich zu einer Annäherung der vorher sehr hohen sozialen Absicherung auf das westeuropäische Durchschnittsniveau geführt hat. Von einer fundamentalen Änderung der Politik einer umfassenden staatlichen Vorsorge kann daher nicht die Rede sein. 

Allerdings wurden die Zumutbarkeitsregelungen für den Bezug von Sozialleistungen verschärft und so die Anreize zur Arbeitsaufnahme erhöht. (vgl. Visser 1998, S. 35)

5.4. Steuerreform

Zur Entlastung  der Wirtschaft, insbesondere der kleineren und mittleren Unternehmen, wurden Steuererleichterungen beschlossen.

So wurde die Körperschaftssteuer in der ersten Hälfte der achtziger Jahre von 48 auf 42 Prozent und 1989 schließlich auf 35 Prozent gesenkt. Zu erwähnen ist hier, das der niederländische Fiskus keine zusätzliche Gewerbesteuer erhebt. (vgl. Freytag 1997)

Aufgrund dieser verbesserten Standort-Attraktivität für Betriebe konnten die Niederlande zahlreiche große internationale Unternehmen wie z.B. Nissan, Fuji, Benckiser, Alcatel usw. gewinnen, welche neue Arbeitsplätze schafften und zum Wirtschaftsboom beitrugen. (vgl. Berliner Morgenpost vom 15.04.98)

Auch die privaten Haushalte sollten steuerlich entlastet werden. 1990 wurde eine Steuerreform beschlossen welche wiederum auch der Wirtschaft zugute kam. Der Eingangssteuersatz wurde auf 37,70 Prozent gesenkt, der Spitzensteuersatz lag nunmehr bei 60 Prozent. Insbesondere die unteren Einkommen 

sollten steuerlich entlastet werden, um auch unterdurchschnittlich entlohnte Tätigkeiten attraktiv zu machen. Außerdem wurde die Mehrwertsteuer im Zuge der europäischen Harmonisierung von 20 auf 17,5 Prozent gesenkt, womit sogleich der Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der niederländischen Unternehmen Rechnung getragen wurde. (vgl. Freytag, 1997)

Bis zum heutigen Tage wird weiter an der Reformierung des Sozialsystems gearbeitet. Die vom damaligen Ministerpräsidenten Ruud Lubbers eingeleitete Strukturreform wird auch durch das derzeitige Kabinett von Wim Kok im Prinzip fortgesetzt.

5.5. Umverteilung der Arbeit

Im Rahmen des „Abkommens von Wassenaar“ wurde eine Umverteilung der Arbeit beschlossen. Diese wurde durch folgende Maßnahmen umgesetzt:

5.5.1. Arbeitszeitpolitik

Die Niederlande verfügt über die weltweit niedrigste durchschnittliche jährliche Arbeitszeit. Während 1973 noch durchschnittlich 1.724 Stunden pro Arbeitnehmer gearbeitet wurde, waren es 1997 nur noch rund 1.387 Stunden (vorläufige Schätzung des CBS
), was einen Rückgang von knapp 350 Stunden bedeutet. 

Vollzeitbeschäftigte haben eine Regelarbeitszeit von 38 Stunden pro Woche, Teilzeitbeschäftigte hingegen rund 20 Stunden die Woche. Aufgrund der hohen Teilzeitquote betrug die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit 1995 jedoch nur 32,6 Prozent.

Bei der Neuverteilung der Arbeit setzt man jedoch nicht auf eine einheitliche wöchentliche Arbeitszeit für alle Arbeitnehmer, vielmehr wird flexibel verfahren und nach individuellen Lösungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern gesucht.

Die Arbeitszeitentwicklung war jedoch nicht der Hauptindikator der Umverteilung der Arbeit. Diese Schlüsselrolle fiel mehr der Schaffung von Teilzeitarbeitsplätzen zu: (vgl. Visser 1998, S. 48)

5.5.2. Teilzeitarbeit

Die Schaffung von Teilzeitarbeitsplätzen ist für die niederländische Arbeitsmarktpolitik von zentraler Bedeutung. Hauptverantwortlich für die positive Beschäftigungsbilanz ist die deutliche, im europäischen Vergleich weit überdurchschnittliche Expansion der Teilzeitarbeit. Die Teilzeitquote stieg innerhalb von 25 Jahren von nur 5 auf nunmehr 38 Prozent, sie konnte sich allein seit 1980 mehr als verdoppeln wie folgende Grafik zeigt:

Abbildung 5:  
Anteil der Teilzeitarbeit an der Gesamtbeschäftigung




von 1980 bis 1996

(Quelle: Internationales Beschäftigungsranking 1998, S. 219)
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Etwa 68 Prozent aller erwerbstätigen Frauen und rund ein Sechstel aller Männer sind teilzeitbeschäftigt. Damit verfügt unser niederländische Nachbar mit rund 38 Prozent (in Deutschland: ca. 16 Prozent) über die höchste Teilzeitquote 

in der OECD
. Auf dem Großteil der Teilzeitstellen wird wöchentlich zwischen 20 und 34 Stunden gearbeitet. Allein 1996 wurden mehr als 100.000 neue Teilzeitstellen – vornehmlich im Dienstleistungssektor - geschaffen. (vgl. Vorbild Niederlande, 1998, S. 203f)

Dazu beigetragen hat die dynamische Entwicklung im tertiären Bereich (mit einem Beschäftigungsanteil von 73,5 Prozent) und die stark gestiegene Frauenerwerbstätigkeit, welche wiederum auf die Expansion der Teilzeitarbeitsstellen zurückzuführen ist. Diese weit fortgeschrittene Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse ist eine Erklärung dafür, warum Holland als „Job-Maschine“ Schlagzeilen macht.  

Grund für den „Teilzeit-Boom“ ist neben der Bereitschaft der Niederländer kürzere Arbeitszeiten ohne vollen Lohnausgleich in Anspruch zu nehmen die sozial- und arbeitsrechtliche Gleichstellung der Teilzeitarbeit mit der Vollzeitarbeit. Zudem sind in den Niederlanden auch Arbeitsplätze mit einer geringen wöchentlichen Arbeitszeit sozialversicherungspflichtig, so daß auch bei der Ausübung von Teilzeitstellen ein Anspruch auf Leistungen aus der Sozialversicherung besteht (etwa 30 Prozent der Teilzeitstellen umfassen eine wöchentliche Arbeitszeit von weniger als 10 Stunden in der Woche). 

Hervorzuheben ist, daß die überwiegende Zahl der Teilzeitarbeitsverhältnisse freiwillig ist und den Präferenzen der Beschäftigten entspricht. Zudem entfallen zwei Drittel der Teilzeitstellen auf gut qualifizierte Arbeitnehmer.  1995 konnten sich die Tarifvertragsparteien auf ein „Recht auf Teilzeitarbeit“ einigen, welches von den Betrieben nur aus zwingenden betrieblichen Gründen umgangen werden kann.

Aufgrund der gestiegenen Teilzeitquote können die Niederlande eine stark gestiegene Frauenerwerbsquote vorweisen (siehe Punkt 2.2.).

5.5.3. Flexibilisierung der Arbeit

Die Niederländer verfügen bisher vermutlich über eine der höchsten Quoten an flexibler Beschäftigung in Europa.

Zwischen 9 und 13 Prozent der Arbeitnehmer befinden sich in einer flexiblen Beschäftigung, d.h. sie haben eine schwankende wöchentliche Arbeitszeit oder einen zeitlich befristeten Arbeitsvertrag bis zu 1 Jahr oder sind bei einer Leih-arbeitsfirma angestellt. (vgl. Vorbild Niederlande, 1998, S. 203)

Diese „Flexarbeit“ ist gerade bei den Jugendlichen sehr beliebt. Da die Probezeiten in den Niederlanden sehr begrenzt sind besteht für viele Arbeitnehmer mit befristeten Arbeitsverhältnissen die berechtigte Hoffnung, am Ende ihrer Ausleihung in ein festes Arbeitsverhältnis übernommen zu werden. Den Arbeitgebern wird andrerseits so die Möglichkeit verschafft, flexibel auf Nachfrageschwankungen zu reagieren, ohne beispielsweise Kündigungsfristen, langwierige Kündigungsverfahren oder Abfindungsregelungen einzuhalten.

Derzeit haben etwa 10 Prozent der niederländischen Arbeitnehmer ein befristetes Beschäftigungsverhältnis. 

Die hohe Quote an flexiblen Beschäftigungsverhältnissen resultiert aus den weitreichenden Arbeitsschutzrechten; mit steigender Regelungsdichte versuchen Arbeitgeber, diese über Zeit- oder Leiharbeitsfirmen zu umgehen. 

Die Niederlande haben verhältnismäßig eine der größten Zeitarbeitsbranchen der Welt. Mittlerweile arbeiten fast 3 Prozent der Beschäftigten im Auftrag einer Zeitarbeitsfirma und damit fast zehn mal so viel wie in Deutschland. (vgl. MittAB 2/98, S. 302)

Die Regierung verfolgt weiterhin das Ziel der Ausweitung flexibler Beschäftigung unter Wahrung grundlegender sozialer Standards für die Arbeitnehmer. Die Sozialpartner bewerten die Teilzeitarbeit im übrigen positiv. Sie paßt in die moderne Gesellschaft der Doppelverdiener und führt zu Flexibilität.

6. Von den Niederlanden lernen?

· Ein Vergleich des niederländischen und deutschen 

Beschäftigungssystems

Anhand des niederländischen Beispiels wird deutlich, daß eine Modernisierung des Sozialstaates möglich ist. Jedoch ist zu berücksichtigen, daß die europäischen Wohlfahrtsstaaten sich hinsichtlich ihrer Geschichte unterscheiden und auf verschiedenartige Weise auf Veränderungen und Modernisierung reagieren. Der niederländische Minister für Arbeit und Soziales sagte bereits im Januar 1997 auf einer Konferenz der EU in Amsterdam „Es gibt keine Modelle ewigen Glücks, die kopiert werden könnten“. Jedoch können andere Staaten – wie z.B. Deutschland -, die derzeit mit einer hohen Arbeitslosigkeit zu kämpfen haben, Lehren aus dieser in den Niederlanden erfolgreichen Politik ziehen.

Die Gründe für den Beschäftigungszuwachs resultieren nicht aus einem Wirtschaftswachstum. Denn die Niederlande lagen mit 2,6 Prozent zwischen 1983 und 1993 zwar über dem westeuropäischen Durchschnitt von 2,3 Prozent, jedoch hinter dem deutschen Durchschnitt von 2,8 Prozent. Vielmehr konnte dieser beschäftigungspolitische Erfolg durch die Umverteilung des vorhandenen Arbeitsvolumens auf mehr Beschäftigte erreicht werden.

Im folgenden soll aufgezeigt werden, wie realistisch die Chancen einer Adaption der beschriebenen Entwicklungen in den Niederlanden für die Bundesrepublik sind und welche Bedingungen jeweils dafür erfüllt sein müßten. (vgl. MittAB 2/98, S. 309)

Zunächst sei auf einige Unterschiede zwischen den Niederlanden und der Bundesrepublik hinzuweisen, weshalb eine bloße Kopie des holländischen Modells auf Deutschland ausscheidet:

6.1. Wirtschaftsstruktur

Das in den Niederlanden verwandte Wirtschaftsmodell ist nicht mit Deutschland identisch. Während bei uns die „Soziale Marktwirtschaft“ praktiziert wird herrscht in den Niederlanden folgendes Modell vor: Ein wettbewerbsstarker Unternehmensbereich, gepaart mit einer solidarischen Absicherung der Bevölkerung gegen die großen sozialen Risiken unter Betonung von Subsidiarität und Eigenverantwortung.

In der Bundesrepublik ist der Ausgangspunkt für Reformen anders gelagert. Wir haben mit massiven Problemen in der Wirtschaftsstruktur, nicht zuletzt verursacht durch die Wiedervereinigung, zu kämpfen, welche es zu lösen gilt. Die enormen Kosten der Wiedervereinigung wurden zum großen Teil auf das Sozialversicherungssystem und damit auch auf die Lohnnebenkosten abgewälzt. Das Ausmaß dieser Belastung für das deutsche Sozialsystem sind mit Sicherheit von großer Bedeutung. 

Deutschland zahlt jährlich noch Milliarden für den Aufbau Ost sowie für die Subventionierung existenzgefährdeter Branchen ( wie z.B. dem Bergbau im Ruhrgebiet bzw. dem Saarland). 

Der Dienstleistungssektor nimmt in der holländischen Volkswirtschaft eine bedeutend größere Rolle ein als in der deutschen. Während der tertiäre Bereich hierzulande rund 63 Prozent zur Wirtschaftsleistung beisteuert, liegt sein Anteil in den Niederlanden mit rund 73 Prozent deutlich darüber. 

Die Fähigkeit des Dienstleistungssektors zur Aufnahme der im verarbeitenden Gewerbe freigesetzten Arbeitskräfte ist hierzulande nicht ausreichend. 

Die Dienstleistungslücke hierzulande befindet sich nach Ansicht des Instituts der Deutschen Wirtschaft vornehmlich im Bereich geringqualifizierter und –bezahlter Dienstleistungsaktivitäten. (vgl. Glott, 1998)

Länder, die traditionell stärker auf die Industrie konzentriert sind, können zwar hohe gesamtwirtschaftliche Produktivitätssteigerungen vorweisen, schneiden jedoch beim Beschäftigungswachstum schlechter ab. 

Internationale Vergleiche zeigen, daß Beschäftigungsgewinne immer Gewinne im Dienstleistungssektor sind und dieses mit einer geringeren gesamtwirtschaftlichen Produktivitätssteigerung einhergeht. Der Dienstleistungsbereich ist weniger krisenanfällig und bietet für die Arbeitnehmer flexiblere Beschäftigungsmöglichkeiten. Zudem trägt im Allgemeinen der Dienstleistungssektor das Beschäftigungswachstum, was auf die größeren Rationalisierungsmöglichkeiten in der Industrie zurückzuführen ist. 

6.2. Konsensorientierung

Der Unterschied in den Traditionen der Institutionen (z.B. hinsichtlich der Tarifparteien) und des Rechtssystems sind sehr groß. In Anbetracht des Zieles der dauerhaften Reduzierung von Arbeitslosigkeit ist es äußerst wichtig, daß sich 

die Tarifvertragsparteien auf gemeinsame, konstruktive Konsultationen verständigen. Ein „partnerschaftliches Handeln, welches von Kooperation und Gestaltung geprägt ist“, ist unabdingbar. Eine Überprüfung des deutschen Lohnfindungsprozesses im Rahmen dieser Gespräche sollte stattfinden. Die 

Verhandlungen in Deutschland verlaufen weniger konsensual als in den Niederlanden, wo die Gewerkschaften auch bereit sind, Abstriche zu machen.

In der Bundesrepublik dagegen  sind Kompromisse sehr viel schwieriger zu finden, die Haltung der Gewerkschaften ist sehr starr, sie sind nicht bereit, Niedriglöhne und Streichungen im Sozialsystem zu akzeptieren. (vgl. Freytag, 1997)

Die Tarifvertragsparteien sollten sich überlegen, inwieweit sie einen gemeinsamen Konsens erarbeiten, wie es in den Niederlanden der Fall ist. Denn nur wenn das Ziel des Abbaus der Arbeitslosigkeit gemeinsam in Angriff genommen wird, kann es eine Lösung geben. Der niederländische Korporatismus ist da sicherlich eine Überlegung wert. Ein erster Schritt in diese Richtung sind die mittlerweile stattfindenden Gespräche im Rahmen des „Bündnis für Arbeit“. 

6.3. Lohnpolitik

Der Integration von Un- oder Geringqualifizierten wird sowohl in den Niederlanden als auch hierzulande große Bedeutung zugemessen. Auf lange Sicht ist hier sicher eine ständige Qualifizierung dieser Arbeitslosengruppe angestrebt. In Zeiten hoher Arbeitslosigkeit, wie es derzeit in der Bundesrepublik der Fall ist, sollte man jedoch auch Vor- und Nachteile eines Niedriglohnmodells prüfen. (vgl. MittAB 2/98, S. 309)

Die Erfahrungen unserer Nachbarn mit der Senkung des Einstiegslohnes und der unteren Lohnklassen könnten hier zu Hilfe gezogen werden. 

Ausbaufähig in der Bundesrepublik ist sicherlich auch die Wiedereingliederung von Unterhaltsbedürftigen. In den Niederlanden z.B. subventioniert der Staat Arbeitsplätze für Jugendliche. Anstatt sie mit staatlichen Mitteln zu unterstützen, zahlt der Staat Firmen, die arbeitslose Jugendliche einstellen, Lohnkostenzuschüsse.

6.4. Arbeitszeitpolitik

In den Niederlanden hat die Arbeitszeitverkürzung ebenfalls entscheidend zum beschäftigungspolitischen Erfolg beigetragen. Diese Umverteilung der Arbeit wäre sicherlich auch auf Deutschland übertragbar. Es stellt sich jedoch die Frage, ob dies hierzulande ebenfalls – wie auch in unserem Nachbarland - gegen Lohnkürzungen zustande käme, oder ob eine Politik des vollen Lohnausgleichs verfolgt wird.

Die schrittweise Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit ist trotz der hohen Arbeitslosigkeit in den letzten Jahren ins Stocken geraten. Auch in der Bundesrepublik könnte eine Arbeitszeitverkürzung u.U. positive Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt haben, z.B. könnten durch eine flexiblere Arbeitsorganisation die immensen Überstunden, die jährlich von deutschen Arbeitnehmern erreicht 

werden, abgebaut werden. Hier ist jedoch zu erwähnen, daß es sich sicher nicht jeder Arbeitgeber leisten kann, Überstunden in neue Arbeitsplätze umzuwandeln.

6.5. Teilzeitarbeit / geringfügige Beschäftigung

Die Schaffung weiterer Arbeitsplätze wird sicherlich durch die Förderung der Teilzeitarbeit erreicht. Es stellt sich jedoch das Problem, inwieweit ein Teilzeiteinkommen zur Bewältigung des Lebensunterhaltes ausreicht und inwiefern Sozialversicherungsansprüche aufgebaut werden können. 

Zudem müßte in Deutschland eine Regelung hinsichtlich der Absicherung der Teilzeitarbeit, wie sie z.B. in den Niederlanden der Fall ist – hier ist die Teilzeitarbeit der Vollzeittätigkeit arbeitsrechtlich und sozialrechtlich gleichgestellt – getroffen werden. (vgl. Schuster, 1997)

Die Niederländer kennen das Problem der geringfügigen Beschäftigungen eigentlich nicht, da die soziale Grundsicherung – z.B. durch eine Grundrente - sich nicht an die Höhe des Einkommens orientiert. Hier muß für Deutschland überlegt werden,  wie z.B. das Zusammenspiel von Hinzuverdienen und Sozialhilfe verbessert werden kann.

In den Niederlanden wurden für geringfügige Beschäftigungsverhältnisse die Rahmenbedingungen der sozialen Absicherung geändert. Die Schwellen der Anspruchsvoraussetzungen wurden teilweise gesenkt, wodurch der soziale Schutz von Teilzeitkräften erheblich verbessert wurde. Hier besteht in Deutschland noch erheblicher Handlungsbedarf.. Ein Schritt in diese Richtung 

ist u.U. die neue Regelung der sog. „630-Jobs“, bei denen man zukünftig auch Mindestansprüche aus der Sozialversicherung erwirbt.

6.6. Flexibilisierung der Arbeit

Durch die Verkürzung der Arbeitszeit würde auch die Flexibilisierung der Arbeit begünstigt. Wie bereits erwähnt, ist der niederländische Beschäftigungserfolg im wesentlichen auf die Flexibilisierung der Arbeit zurückzuführen. 

Auch hierzulande ist das Interesse an der sogenannten Flex-Arbeit sicher vorhanden. Sie ist dann sinnvoll, wenn sie von den Arbeitnehmern erwünscht ist. 

Durch mehr Akzeptanz der flexiblen Arbeitsverhältnisse würde auch die Bereitschaft zur Aufnahme einer solchen Beschäftigung steigen. Die Unsicherheit dieser Beschäftigungsverhältnisse, wie bereits in Punkt 5.5.3. dargestellt, ist jedoch kritisch zu betrachten.

Zudem ist die Bereitschaft zum Arbeitsplatzwechsel in den Niederlanden stärker ausgeprägt als hierzulande, was dem Strukturwandel von Wirtschaft und Beschäftigungssystem zuträglich ist.

6.7. Fazit

Insgesamt ist festzuhalten, daß es nicht mehr nur um die reine Umverteilung von staatlichen Mitteln gehen kann. In den Niederlanden gilt die Devise „vom Verteilen zum Verdienen“. In einem solch stark ausgeprägten Sozialstaat wie es in den Niederlanden oder auch hierzulande der Fall ist, verursacht steigende Arbeitslosigkeit enorme Transferzahlungen, die nicht dauerhaft zu finanzieren sind. Aufgrunddessen gilt es, notwendige Reformen auf den Weg zu bringen und mehr Wert auf Eigenverantwortung zu legen. Ziel muß eine ausgewogene aktive Arbeitsmarktpolitik sein. (MittAB 4/97, S. 810)

Der Stellenwert der Arbeit und die damit verbundene Identifikation ist hierzulande eine andere als in den Niederlanden. Einigen fehlt die nötige Flexibilität, es fehlt insgesamt die Einsicht, daß uns die desolaten Bundesfinanzen und der ausufernde Sozialstaat alle angehen. Kurzum, es fehlt vielen an der niederländischen Opferbereitschaft, weil wir es wenig gewohnt sind, Opfer zu bringen. Wir halten fest an einem Wohlstand, der unterdessen sehr zerbrechlich geworden ist. 

7. Schlußwort

Vorab ist zu erwähnen, daß zur langfristigen Senkung der Arbeitslosigkeit grundlegende Reformschritte notwendig sind. Die Regierung hat die Weichen für mehr Beschäftigung und einer Wachstumsbeschleunigung zu stellen. Auch in den Niederlanden wurden zuerst solche Grundsatzentscheidungen getroffen und danach durch weiterführende Reformschritte unterstützt.

Insgesamt wird bei der Überprüfung der Übertragbarkeit des erfolgreichen niederländischen Modells auf Deutschland deutlich, daß erfolgreiche Ansätze durchaus übertragbar wären, die praktischen Ausführungen jedoch im Einzelnen differenziert zu betrachten sind. Trotz der in Gliederungspunkt 6 aufgeführten Unterschiede zwischen den beiden Nachbarstaaten sollten die einzelnen Erfolgsfaktoren, die zum positiven Beschäftigungstrend in den Niederlanden geführt haben, auf ihre Übertragbarkeit hin überprüft werden.

Insgesamt weist Deutschland im Vergleich zum Ausland eine eher geringe Experimentierfreudigkeit im Bereich der Arbeits- und Sozialpolitik auf, verursacht u.a. durch starke kollektive Interessenvertretungen. Wie bereits erwähnt kann nicht die kritiklose Übernahme ausländischer Erfolgsrezepte die Lösung sein, vielmehr ist ein ausgewogenes, und vor allem innovatives Maßnahmenpaket  zu erarbeiten, welche genau auf die deutschen Besonderheiten des Arbeitsmarktes abgeschnitten ist und deutschen Faktoren Rechnung trägt. 

Wie das Beispiel Niederlande zeigt kann eine auf stärkere Integration der Bevölkerung in das Erwerbsleben gerichtete aktive Arbeitsmarktpolitik in entwickelten Wohlfahrtsstaaten also eine sehr lohnende Politik sein.

Die Grundlage des niederländischen Beschäftigungserfolges basiert auf dem „permanenten sozialen Dialog“ zwischen den Parteien, mit gegenseitigem Respekt, Vertrauen und dem Willen, die Probleme gemeinsam zu lösen.

Dabei ist es unbedingt erforderlich, daß auch hierzulande ein stärkerer Korporatismus durchsetzt. Es muß eine Konsensbildung herbeigeführt werden, an der die Sozialpartner gleichermaßen beteiligt sind. 

Trotz des wachsenden Drucks für den Einzelnen, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, soll gleichzeitig jedoch weiterhin die Beibehaltung eines relativ hohen Standards sozialer Sicherung garantiert werden.

Demographische Veränderungen, technologische Entwicklungen, die fortschreitende Globalisierung und veränderte Ausbildungsanforderungen stellen die Regierungen zukünftig vor neuen Herausforderungen und verlangen viel Bereitschaft, Neues in Angriff zu nehmen. Auch Deutschland wird auf seine Arbeitsmarktprobleme so schnell wie möglich reagieren müssen, jedoch gilt es, zur Bekämpfung seinen eigenen Weg und Lösungsansätze zu finden.
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� Seit 1992 werden in den Niederlanden von der amtlichen Statistik nur Personen mit >12 Wochenstunden als Erwerbspersonen angesehen


� Die standardisierte Arbeitslosenquote ergibt sich aufgrund der Definition des International Labour Office (ILO); es soll somit eine Vergleichbarkeit der unterschiedlich berechneten nationalen Arbeitslosenquoten ermöglicht werden. Als arbeitslos gilt, wer: 1. weniger als 2 Stunden in der Erhebungswoche gearbeitet hat, 2. in den letzten 4 Wochen aktiv nach Arbeit gesucht hat und 3. bereit ist, innerhalb der nächsten 2 Wochen Arbeit aufzunehmen


� Im Vergleich dazu konnte Deutschland die kontinuierliche Senkung der Arbeitslosenquote – insbesondere bedingt durch die Schwierigkeiten der Wiedervereinigung in 1990 - nicht erreichen.





� verursacht u.a. durch Stagnation und Ölpreiskrise


� STAR = Stiftung der Arbeit 


� Regierung, Arbeitgeber und Gewerkschaften


� u.a. wurde begonnen, den Gulden innerhalb der Europäischen Währungsunion zu stabilisieren und an die DM anzukoppeln.


� Um die Staatsausgaben zu senken wurden u.a. die Beamtenbezüge und Unterstützungen (auch der Rentner) um 3 Prozent gesenkt und Einschnitte bei den Sozialleistungen beschlossen.


� =Konsensmodell





� SER = Sozialökonomischer Rat: setzt sich aus den Vertretern von Zentralbank, Regierung und Wissenschaft zusammen


� CPB= Centraal Planbureau


� nominaler Arbeitslohn = realer Arbeitslohn + Inflation


� mit 32 Arbeitsstunden wöchentlich





� Der Mindestlohn lag 1998 für 15-jährige bei monatlich 649 hfl bzw. 1.839 hfl. bei 22-jährigen; ab 23 Jahren bei 2.163,20 hfl.


� Der aktuelle Mindestlohn liegt bei 51,1% (1998) nach 64,4% (1980) und 54,6% (1990) 


� gemeint sind Personen, die maximal mehr als 15 Prozent des Mindestlohnes erhalten


� WAO = Wet op de Arbeidsongeschiktheidsverzekering


� CBS = Centraal Bureau voor de Statistiek


� Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
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				1964-73		1974-79		1980-83		1984-90		1991-96

		Nominaler Arbeitslohn		12.2		10.2		4		3		2.6

		Realer Arbeitslohn		6.4		2.8		-1.5		1.5		0
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						1980		1982		1984		1986		1988		1990		1992		1994		1996

				Deutschland		11.7		12.1		12.4		12.9		13.2		15.2		14.4		15.8		16.3

				Niederlande		17.7		20		22.4		27.8		32.2		31.6		32.5		36.4		36.5

				OECD-Durchschnitt		13.8		14.5		14.6		15.2		15.3		16.2		17.1		18.1		18.4
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Tabelle1

		

								Männer						Frauen

						1983		1990		1996		1983		1990		1996

				Niederlande		69.1		76.2		76.6		34.7		47		55

				Deutschland		76.6		76.4		73.4		47.8		52.8		54.3

				EU		75.8		74.2		69.8		42.9		46.7		48.4
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						1980		1982		1984		1986		1988		1990		1992		1994		1996		1997		1998

				Niederlande		6		8.2		9.3		8.3		7.5		6.2		5.6		7.1		6.3		5.2		4

				Deutschland		2.6		5.7		7.1		6.5		6.2		4.8		4.5		8.3		9.1		9.9		9.4
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